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solcher Vergleich dort am effektivsten ist, wo die sozial­
ökonomischen, kulturellen und psychologischen Lebensbe­
dingungen gleich bzw. ähnlich sind. Gute Erfahrungen gab 
es daher in den sozialistischen Ländern. Der Vergleich des 
Standes und der Dynamik der Kriminalität ist in diesen 
Ländern entschieden produktiver als der Vergleich zwi- 
dhen den sozialistischen und kapitalistischen Ländern.

Das vergleichende Studium der Kriminalitätsvorbeu­
gung in den sozialistischen Ländern vollzieht sich in drei 
Phasen:

1. Die Beschreibung der Vorbeugungssysteme in den 
verschiedenen Ländern;

2. das Studium der Effektivität der prophylaktischen 
Tätigkeit in den verschiedenen Ländern unter Berücksich­
tigung bestehender sozialer, kultureller, psychologischer 
und anderer Besonderheiten in der Lebensweise der Bevöl­
kerung;

3. die Einschätzung der Möglichkeit, die Erfahrungen 
der prophylaktischen Arbeit eines anderen Landes unter 
nationalen Bedingungen auszuwerten.

Im Gegensatz zur vergleichenden Rechtswissenschaft 
hat in der vergleichenden Kriminologie die Gegenüberstel­
lung von theoretischen Konzeptionen eine große Bedeu­
tung, weil sie den Inhalt der entsprechenden wissenschaft­
lichen Forschungen bestimmen. Gegenwärtig bestehen 
zwei theoretische Grundpositionen:

eine, die für jede beliebige Gesellschaft in jeder belie­
bigen historischen Periode von der Ewigkeit der Krimina­
lität ausgeht, und eine zweite, die die Kriminalität als eine 
soziale Erscheinung der Klassengesellschaft — historisch 
veränderlich und durch objektive sozial-ökonomische Pro­
zesse bedingt — kennzeichnet und von der Überwindung 
der Kriminalität als soziale Massenerscheinung in der so­
zialistischen Gesellschaft ausgeht.

Insgesamt wurde zu diesen Fragen festgestellt, daß 
trotz aller Schwierigkeiten vergleichende internationale 
Untersuchungen in der Kriminologie durchaus möglich 
sind. Sie tragen dazu bei, nützliche Ergebnisse für die Be­
kämpfung der Kriminalität zu erzielen, und fördern die 
internationale Zusammenarbeit.

Auf strafprozeßrechtlichem Gebiet wurde das Thema 
„Die Hauptverhandlung in Abwesenheit des Angeklagten“ 
behandelt. Es erweckt zunächst den Anschein, als sei diese 
Thematik für uns von geringem Interesse,.da in der Theo­
rie und Praxis nachdrücklich das Prinzip von der Anwe­
senheit des Angeklagten in der Hauptverhandlung vertre­
ten wird. Bei näherer Beschäftigung mit dem Thema zeigt 
sich jedoch, daß es hierbei um prinzipielle Fragen des 
Rechts des Angeklagten auf Gehör geht, wie sie völker­
rechtlich in der Internationalen Konvention über zivile und 
politische Rechte vom 16. Dezember 1966 (UNO-Resolution 
A/2200 [XXI]) fixiert worden sind.

In der Diskussion wurde das Recht des Angeklagten, 
in der Hauptverhandlung anwesend zu sein, von den Ver­
tretern aller beteiligten Länder eindeutig betont; es zeigte 
sich aber, daß die Auffassungen und die Praxis in der 
Frage der tatsächlichen Anwesenheit des Angeklagten in 
der gerichtlichen Hauptverhandlung zum Teil in erheb­
lichem Maße unterschiedlich sind. Auch hier offenbarte sich 
der Gegensatz zwischen bürgerlichen und sozialistischen 
Gesellschaftsstrukturen, insbesondere in bezug auf das 
Verhältnis Gesellschaft/Staat — Individuum. So gab es ins­
besondere über das Ziel der Hauptverhandlung und das 
Anwesenheitsprinzip unterschiedliche Aussagen. Das be­
ginnt bereits mit der Frage, ob die Gerichte überhaupt eine 
Hauptverhandlung durchführen oder inwieweit sie unter 
Anwendung besonderer Verfahrensarten (z. B. Strafbefehl) 
in Abwesenheit des Angeklagten allein auf schriftlichem 
Wege eine Entscheidung treffen. Bekanntlich wird das 
Strafbefehlsverfahren in Ländern mit einer hohen Krimi­
nalität (z. B. BRD) sehr oft angewandt.

Nach dem Strafverfahrensrecht der DDR wird die 
Hauptverhandlung — soweit es sich nicht um eine Haupt­
verhandlung gegen Flüchtige (als eine besondere Verfah­
rensart, die faktisch kaum angewendet wird) handelt — 
ausschließlich in Anwesenheit des Angeklagten durchge­
führt. Sie kann in Abwesenheit des Angeklagten nur dann 
zu Ende geführt werden, wenn der Angeklagte in der 
Hauptverhandlung bereits zu allen Punkten der Anklage 
gehört worden ist und die Wahrheitsfindung sowie die Er­
reichung aller übrigen Ziele der Hauptverhandlung durch 
die Abwesenheit nicht behindert werden (§ 216 Abs. 3

StPO). Das Recht und die Pflicht zur Anwesenheit des 
Angeklagten in der gerichtlichen Hauptverhandlung folgt 
insbesondere aus der erzieherischen Funktion der Recht­
sprechung. Die Gerichte der DDR gehen davon aus, daß 
eine gesetzliche und gerechte Entscheidung die möglichst 
genaue Kenntnis der Persönlichkeit des Angeklagten und 
die umfassende Gewährleistung seines Rechts auf Verteidi­
gung voraussetzt. Das in der sozialistischen Gesellschaft 
bestehende neue Verhältnis zwischen Gesellschaft und In- 
dividium umfaßt die Verantwortung des einzelnen vor der 
Gesellschaft und die der Gesellschaft für den einzelnen. 
Gerade an dieser theoretischen Begründung für die Anwe- 
senheits p f l i c h t  des Angeklagten zeigen sich die Gegen­
sätze der bürgerlichen und sozialistischen Rechtssysteme.

Die Vorschriften des Strafprozeßrechts über die Haupt­
verhandlung in Anwesenheit oder Abwesenheit des Ange­
klagten spiegeln Grundrichtungen und -tendenzen des 
Rechtssystems selbst wider. So wurde im Landesbericht der 
DDR hervorgehoben, daß in Übereinstimmung mit den 
Forderungen des demokratischen Völkerrechts nach unbe­
dingter Verfolgung und Bestrafung von Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit die Straßprozeß­
ordnung der DDR die Möglichkeit zuläßt, solche Verfahren 
auch in Abwesenheit des Angeklagten durchzuführen.?

Im Bericht der BRD wurde auf die neu eingeführte 
Möglichkeit verwiesen, eine Hauptverhandlung bei selbst­
verschuldeter Verhandlungsunfähigkeit in Abwesenheit des 
Angeklagten durchzuführen.8 Dieses neue Gesetz wird vor 
allem — aber nicht nur — in sog. Terroristenprozessen (so 
z. B. im Stammheim-Verfahren mit rund 200 Hauptverhand­
lungstagen) angewendet, in denen das Verfahren auch in 
Abwesenheit der Angeklagten durchgeführt und zu Ende 
gebracht wird. Demgegenüber erkennt die BRD-Justiz in 
den Prozessen gegen Nazikriegsverbrecher oft die Verhand­
lungsunfähigkeit der Angeklagten an und bringt es — ab­
gesehen von anderen entscheidenden Mängeln — in diesen 
Fällen nicht fertig, die Verfahren mit einem Urteil abzu­
schließen.

*'

Der X. Internationale Kongreß für Rechtsvergleichung hat 
insgesamt gute Möglichkeiten geboten, um die marxistisch- 
leninistischen Positionen zur Staats- und Rechtsentwick­
lung in den sozialistischen Ländern darzulegen. Viele Teil­
nehmer des Kongresses — einschließlich einer großen An­
zahl bürgerlicher Wissenschaftler - sahen in der Rechts­
vergleichung nicht nur eine bloße Normenbeschreibung, 
sondern erfaßten die Rechtsprobleme im sozialen und poli­
tischen Kontext. Auf diesem bedeutenden internationalen 
Forum gelang es, die Realität der sozialistischen Rechts­
ordnung überzeugend darzulegen und ihren demokrati­
schen humanistischen Charakter wissenschaftlich nachzu­
weisen. Es ging auf diesem Kongreß nicht nur um Fragen 
der Zusammenarbeit der sozialistischen Länder auf recht­
lichem Gebiet, sondern auch um die Durchsetzung des 
Prinzips der friedlichen Koexistenz und um die Entwick­
lung der Rechtssysteme der jungen Nationalstaaten. 
Daraus erwachsen bedeutsame Aufgaben für die weitere 
wissenschaftliche Arbeit auf dem Gebiet der marxistisch- 
leninistischen Rechtsvergleichung.' 1
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